
  

 
 

Kreissparkasse Köln Postbank Köln Sparkasse Gummersbach-Bergneustadt Hinweise zur elektronischen Kommuni- 
Kto. 0 341 000 109 • BLZ 370 502 99 Kto. 456 504 • BLZ 370 100 50 Kto. 190 413 • BLZ 384 500 00 kation http://www.obk.de/cms200/links/ 
iBAN DE 82 3705 0299 0341 0001 09 iBAN DE 97 370 100 50 0000 458 504 iBAN DE 15 3845 0000 0000 190 413 email/index.shtml 
Swift COKSDE 33 Swift BIC PB NKD EFF Swift WELADED 1 GMB Weitere Hinweise unter: www.obk.de 
 
 Kennung Nr. 2010 

 

 

 

 

OBERBERGISCHER KREIS | DER LANDRAT | 51641 Gummersbach 

 

 

Verteiler: 

 Gesundheitskonferenz 

      

      

      
 

 GESUNDHEITSAMT 

 

 

Am Wiedenhof 1-3 

51643 Gummersbach 

25.08.2023 
 

Stellungnahme an die Bezirksregierung - Stellungnahme zur geplanten Krankenhausreform mit 

Auswirkung auf die Krankenhäuser und Kliniken des Oberbergischen Kreises 

 
 

 

     , 

 

Stellungnahme des Gesundheitsamtes des Oberbergischen Kreises  

 

Aufgrund der gesendeten Tabellen, sowie der mitaufgeführten Fragestellungen zu regionalen Besonderheiten 
und der begleitenden Diskussion durch die Bez.-Reg. Köln mit den Amtsleitungen der unteren 
Gesundheitsbehörden, beurteilt das Gesundheitsamt des Oberbergischer Kreis die geplante Krankenhausreform 
folgendermaßen:  
Die geplante Zentralisierung einer interventionellen Kardiologie in der Kreismitte im Kreiskrankenhaus 
Gummersbach, ist eine Entscheidung, die den Bedarfen des Rettungsdienstes des Oberbergischen Kreises und 
den notwendigen Behandlungen solcher Notfallpatienten entspricht. Momentan werden Infarktpatienten häufig 
vom Rettungsdienst des Oberbergischen Kreises zur klinischen Versorgung in Kliniken außerhalb der 
Kreisgrenzen gebracht, da die Lage des einzigen Linksherzkatheterlabors im (Süd-)Kreis am Standort Waldbröl 
für die Notfallversorgung mehr als ungünstig ist. Dies ist nicht nur für kritische Notfallpatienten eine ungünstige 
Verfahrensweise, sondern auch für den Rettungsdienst, da sowohl längere Anfahrtswege, als auch daraus 
resultierend länger währende Abwesenheitszeiten im originären Versorgungsbereich des jeweiligen 
Rettungsmittels und auch des Notarztes resultieren. Prognostisch wird die Zentralisierung einer interventionellen 
Kardiologie mit den Möglichkeiten eines Links-Herzkatheter Labors eine höhere Auslastung, wie auch eine 
effizientere Versorgung von akut- und schwerstkranken kardiologischen Patienten zur Folge haben. In diesem 
Zusammenhang sind die Pläne eine EPU-Einheit ebenfalls in der Kreismitte anzusiedeln, sowie die Gefäßchirugie 
von Waldbröl nach Gummersbach innerhalb der Klinikum Oberberg Holding, zu verlagern fachlich absolut sinnvoll 
und wünschenswert. Die „schnellen“ und „blutigen“ Disziplinen wären dann alle unter einem Dach, aus allen 
Richtungen für den Rettungsdienst des Oberbergischen Kreises gut erreichbar und würden die 
Traumatologie/Unfallchirugie auf einem hohen, fachlichen Level ergänzen. Ebenso ist die bildgebende Diagnostik 
in der Kreismitte in Gänze vorhanden und kann 24/7 vorgehalten werden. Zudem würde die neurologische 
Stroke- Unit fachlich sinnvoll ergänzt, so dass auch hier eine schnellere und bessere Patientenversorgung durch 
die Synergien der einzelnen Disziplinen zu erwarten wäre. Als Nebeneffekt würden auch hier wieder teure 
Verlegungsfahrten mit dem Rettungsdienst des Oberbergischen Kreises entfallen und darüber hinaus würde die 
Patientensicherheit erhöht, da die Wege innerhalb nur eines Hauses wesentlich kürzer würden. 
Die Bündelung der konservativen Fachdisziplinen innerhalb der Holding des Klinikums Oberberg hingegen an 
einem Standort Waldbröl, würde einer sinnvollen Verteilung von Leistungsangeboten der stationären Versorgung 
im Kreisgebiet entsprechen. Denn die demografische Entwicklung innerhalb und angrenzend an das Kreisgebietes 
ist sehr heterogen. Hier ist explizit aus Sicht des Kreisgesundheitsamtes die Schaffung einer geriatrischen 
Abteilung am Klinikum in Waldbröl erforderlich. Die Synergien mit den dort bereits vorhandenen, sowie noch zu 



  

 

auszubauenden Abteilungen, würden zu einer Qualitätssteigerung der Versorgung eines wachsenden Bedarfes 
bestimmter Erkrankungen in der alternden Bevölkerung führen.  
Aus regionaler Sicht wäre daher die Beachtung der folgenden Besonderheiten für die stationäre Versorgung der 
Bevölkerung von besonderer Bedeutung: 
Im ländlichen Raum des Oberbergischen Kreises ist die Beachtung der Bevölkerungszahlen, beziehungsweise 
deren weitere Entwicklung in den nächsten (5-10) Jahren von großer Wichtigkeit, um die gesundheitliche 
Versorgung der Bürger in allen Altersgruppen noch sicherzustellen. 
Der Oberbergischer Kreis weist eine Bevölkerung von 287.5721 Einwohner auf. Da sich die Bevölkerungszahl 
räumlich ungleich über das Kreisgebiet verteilt, muss dies in der Versorgung berücksichtig werden. Auch die 
Altersstruktur muss in den Fokus gerückt werden. Die jüngere Bevölkerung unter 20 Jahre liegt bei 18,5%, damit 
liegt der Oberbergischer Kreis im Bundesdurchschnitt2. Der Bevölkerungsanteil über 65 Jahre liegt bei 20% und 
wird in den kommenden Jahren weiter steigen, da sich 30% der Oberbergischen Bevölkerung in einem Alter 
zwischen 46 und unter 65 Jahre befindet3. Ebenso gilt es zu beachten, dass sich die Altersverteilung über den 
Oberbergischen Kreis ungleich verteilt4, mit einem Schwerpunkt in den Südkreiskommunen und einem hohen 
Anteil an häuslicher Pflege durch die Angehörigen.  
Die jüngsten Bevölkerungssaldi konnten dabei in die Überlegungen des Kreises noch nicht mit einfließen, da die 
statistischen Erhebungen durch Stichtagsregelungen immer ca. 1 Jahre hinterherhinken. Hier sollten jedoch die 
Besonderheiten von Zuwanderung durch den Ukraine Krieg, sowie durch eine sogenannte „Stadtflucht“ in der 
Pandemie noch in eine Evaluation der Bedarfe miteinfließen. 
Zur ambulanten, ärztlichen Versorgung hat der Oberbergischen Kreis gemeinsam mit den Nachbarkreisen (RBK, 
RSK) innerhalb eines „Regionale Projektes“ ein Gutachten durch die Firma „Quaestio“ aus Bonn anfertigen lassen. 
Dieses Gutachten befindet sich aktuell in der Endabstimmung vor Veröffentlichung. Die (ambulanten), 
medizinischen Bedarfe, die aufgrund der demografischen Prozesse bereits in Kürze deutlich wachsen werden, 
werden hierin gut sichtbar. Eine zunehmende Verschärfung der ambulanten Versorgung durch einen wachsenden 
Ärztemangel, würde sicherlich weiter eskalieren, wenn es zudem noch zum Abbau der wenigen Belegarztbetten 
in den Kliniken kommen würde. 
Die Problematiken, die mit der demografischen Entwicklung der Bevölkerung verbunden sind, werden zudem vor 
dem stationären Bereich nicht Halt machen. Auch hier ist für bestimmte Leistungsgruppen mit einem höheren 
Bedarf bei steigender Morbidität einer älter werdenden Bevölkerung zu rechnen. Dies betrifft alle Erkrankungen 
des Herz- Kreislaufsystems, alle Erkrankungen des Bewegungsapparates, inklusive chronischer 
Schmerzsyndrome und sturzbedingter Frakturen, alle neurologische Erkrankungen und einen Teil der 
Krebserkrankungen plus urologischer Krankheitsbilder. 
Aufgrund der geschilderten Besonderheiten hatte der Oberbergische Kreis den Zuschlag für das „Inno-Fond“ 
Projekt „Oberberg_fairsorgt“ über 11,2 Millionen Euro erhalten. Diese ist aktuell in der Evaluationsphase mit der 
Universität zu Köln, dem Lehrstuhl für Alternsmedizin. 
Dieser „demografische Faktor“ sollte explizit bei der Bewertung und der Verteilung von Leistungsgruppen 
innerhalb des Kreisgebietes beachtet und regelmäßig bewertet werden. 
Hinzu kommen zudem topografische und geografische Erschwernisse durch große Fahrtstrecken in unserem 
Flächenkreis. 
Der Oberbergischer Kreis sieht daher alle Standorte über den gesamten Flächenkreis verteilt als zwingend 
versorgungsnotwendig an und fordert die Beachtung der oben genannten regionalen Besonderheiten, gerne auch 
in einem fachlichen Diskurs mit Zugrundelegung der bereist angefertigten Gutachten und Evaluationen aus den 
bereits in Eigenregie durchgeführten Projekten zu den Bedarfen in der gesundheitlichen Versorgung.   
 
gez.  

                                                
1 Einwohnermelderegister zum 31.12.2022 
2 Vergleich Bevölkerungsdaten von destatis 
3 Einwohnermelderegister zum 31.12.2022 
4 Einwohnermelderegister zum 31.12.2022 
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Stellungnahme zu den Verhandlungsergebnissen gem. § 14 Absatz 3 KHGG NRW; 
hier: Ihre E-Mail vom 04.08.2023 
 
 

sehr geehrte Damen und Herren 
 
mit E-Mail vom 04.08.2023 baten Sie um ergänzende Stellungnahme hinsichtlich der geänderten 
Bewertungsgrundlage.    
 
Nach Prüfung der überlassenen Unterlagen ist -  auch bei einer fokussierten Bewertung der regionalen 
Verteilung der Leistungsgruppen - unserer ersten Stellungnahme vom 21.07.2023 inhaltlich nichts 
hinzuzufügen.  

 

 
 
 
 
 
 
 
 

GESCHÄFTSFÜHRUNG 
 
Telefon:  02261 17-1502 
Datum:   07.08.2023  
Zeichen:   Kl/la 

 
Oberbergischer Kreis 
Gesundheitsamt 
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Stellungnahme zu den Verhandlungsergebnissen gem. § 14 Absatz 3 KHGG NRW; 
hier: Ihr Schreiben vom 23.06.2023 
 
 
Sehr geehrte Frau Leisner, 
sehr geehrte Damen und Herren 
 
wunschgemäß nehmen wir nachfolgend zu den Verhandlungsergebnissen gem. § 14 Absatz 3 KHGG 
NRW Stellung.  
 
Mit Ausnahme der nachstehend näher beschriebenen Leistungsgruppen konnten für die Betriebsstätten 
des Klinikum Oberberg alle beantragten Leistungsgruppen geeint werden. Dissense bestehen bei 
folgenden Leistungsgruppen:  
 

LG LG-Text 
Beantragte 
Leistungs- 

menge 

finales 
Votum 

Kranken- 
kassen  

14.1 
Endoprothetik Hüfte 
(Gummersbach) 

70 85 
Die 33 Hüftendoprothesen, die in Waldbröl auf Null gesetzt 
werden, müssen in Gummersbach aufaddiert werden. 

14.2 
Endoprothetik Knie 
(Gummersbach) 

100 80 
Bereits in 2022 wurden 90 Knie-TEP (ohne 
Wechseleingriffe) erbracht, so dass der Leistungsmenge 
wie beantragt stattgegeben werden sollte. 

27.1 
Geriatrie  
(Waldbröl) 

300 0 

Der Leistungsbereich befindet sich im Aufbau und wird erst 
nach Umzug der Kardiologie nach Gummersbach aktiv. 
Aktuell sind zwei Fachärztinnen  in 
der Weiterbildung ZB "Geriatrie" mit Prüfungsdatum Mitte 
2024. 

 
 

GESCHÄFTSFÜHRUNG 
Telefon:  02261 17-1502 
 
Datum:   21.07.2023  
Zeichen:   Kl/la 

 
Oberbergischer Kreis 
Gesundheitsamt 



 

  

 

 

 
Die weiteren Themen beurteilen wir wie folgt: 
 

• Versorgungssicherheit: Die Versorgungssicherheit im Oberbergischen Kreis ist unter 
Berücksichtigung der Verhandlungsergebnisse nicht gefährdet. Im Wesentlichen konnten die 
beantragten Leistungsgruppen zwischen den Beteiligten geeint werden. 
 

• Rettungsdienst: Insbesondere durch die Konzentration der zeitkritischen Leistungen 
Herzinfarktversorgung, Schlaganfallversorgung und Schwerstverletztenversorgung in der Kreismitte  
dürfte sich perspektivisch aus Sicht des Rettungsdienstes die Situation verbessern.  
 

• Regionale Aspekte: Etwaige regionale Aspekte bestehen nicht bzw. sind in den Anträgen 
ausreichend berücksichtigt. 
 

• Fallzahlerhöhungen: Wie sich die Versorgungslage perspektivisch bei steigenden Fallzahlen 
darstellt, lässt sich aus heutiger Sicht nicht sicher prognostizieren. 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 





Vermerk 38.0 

20.07.2023 

 

Stellungnahme zur geplanten Krankenhausreform mit Auswirkung auf die Krankenhäuser und 

Kliniken des Oberbergischen Kreises; hier Aspekte die für den Rettungsdienst des Oberbergischen 

Kreises und die Rettungsdienste angrenzender Kreise relevant sind. 

Wesentliche Kriterien für die Versorgung von Patienten, die durch den Rettungsdienst 

notfallmedizinische Hilfe erfahren, sind schnelle und kompetente Erreichbarkeiten leistungsfähiger 

Notaufnahmen und medizinisch verfügbare Anschlussbehandlungen in die notfallmedizinisch 

relevanten Fakultäten im Oberbergischen Kreis. 

Dabei sind kurze Wege in einem Flächenlandkreis immer eine Herausforderung, da Anfahrtswege von 

über dreißig Minuten zur klinischen Weiterversorgung von Notfallpatienten nahezu regelhaft in einer 

beträchtlichen Anzahl von Fällen zum Alltagsauftrag gehören. 

Dies trifft insbesondere für akute und lebensbedrohliche Erkrankungen, wie Herzinfarkt und 

Schlaganfall ebenso zu, wie die lokal leistungsfähige Notfallversorgung von Schwerstverletzten. 

Insofern ist die geplante Zentralisierung einer Kardiologie in der Kreismitte im Kreiskrankenhaus 

Gummersbach, eine Entscheidung, die den Bedarfen des Rettungsdienstes und den notwendigen 

Behandlungen solchen Notfallpatienten entspricht. 

So ist es unter aktuell gültigen Bedingungen häufig, dass Infarktpatienten zur klinischen Versorgung 

in Kliniken außerhalb der Kreisgrenzen versorgt werden müssen. 

Dies ist nicht nur für kritische Notfallpatienten eine ungünstige Verfahrensweise, sondern auch für 

den Rettungsdienst, da sowohl längere Anfahrtswege, als auch daraus resultierend länger währende 

Abwesenheitszeiten im originären Versorgungsbereich des jeweiligen Rettungsmittels und auch des 

Notarztes resultieren. 

Prognostisch wird die Zentralisierung einer Kardiologie mit den Möglichkeiten eines Herzkatheter 

Labors eine höhere Auslastung, wie auch eine effizientere Versorgung von kardiologischen Patienten 

zur Folge haben. 

Insgesamt wird die Zentralisierung einer Kardiologie in einem Kreiskrankenhaus in der Kreismitte, ein 

weiteres wichtiges Kriterium für die gesamte Leistungsfähigkeit eines Hauses dieser Größenordnung 

werden, da nahezu alle notfallmedizinisch relevanten Disziplinen vor Ort verfügbar sein werden. 

Auch die mit der Zentralisierung der Kardiologie in der Kreismitte einhergehende Aufteilung und dem 

Ausbau einer geriatrischen Abteilung im Kreiskrankenhaus Waldbröl ist mit der Möglichkeit der 

unfallchirurgischen Versorgung vor Ort in Waldbröl als deutliche Verbesserung zu sehen. 

Aus diesen Gründen unterstützt der Rettungsdienst die geplante Reform und hofft auf eine zeitnahe 

Umsetzung. 

ÄLRD /AL 37/38 

 


